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Sie servieren Kaffee, putzen Fenster, bedienen in Ge-
schäften, tragen Zeitungen aus und legen Prospekte 
ein – lauter Minijobber/innen. 7,5 Millionen gibt es 
– so viel wie noch nie. Allein 37.000 arbeiten in der 
Druckbranche, weitere 150.000 sind Zusteller/innen. 
Für die Jobber/innen ist das verlockend – maximal 
450 Euro verdienen und weder Steuern noch Sozial-
abgaben zahlen müssen. Brutto für netto. Allerdings 
sind sie dadurch nicht kranken-, nicht pflege- und 
nicht arbeitslosenversichert. Und ob sie in die  
Rentenkasse zahlen wollen, bleibt ihnen überlassen. 
Es ist kein gutes Geschäft: Viele bleiben in den 
kleinen Jobs hängen und werden um ihre Rechte 
geprellt, sie erhalten ihren Lohn nicht weiter, wenn 
sie krank sind oder Urlaub nehmen. Oft gibt es nicht 
einmal den gesetzlichen Mindestlohn von 8,84 Euro.

Das geschieht landauf, landab auch in Zeitungs- 
druckereien. Die lagern ihre Weiterverarbeitung aus 
und schieben die Verantwortung auf die Fremd- 
firma ab. Dort gilt kein Druck-Tarifvertrag und oft 
gibt es keinen Betriebsrat. Häufig stehen die Mini-
jobber/innen auf Abruf bereit. 

Immer wieder berichteten ihm Minijobber/in- 
nen von Problemen bei der Abrechnung und 
Lohnfortzahlung bei Krankheit, erzählt Holger 

Musiol, Betriebsratsvorsitzender im Druckzentrum 
Braunschweig. Die Funke Mediengruppe hat die 
Weiterverarbeitung bis auf die Maschinen- und 
Schichtführer an eine tariflose Fremdfirma vergeben. 
Nur wer länger dabei ist, erhält etwas mehr als den 
Mindestlohn. 

Doch es geht auch anders. »Bei uns gibt es gar 
keine Minijobbenden«, sagt Peter Reinold, Betriebs-
ratsvorsitzender beim Westfalen-Blatt. Die Einle- 
ger/innen seien sozialversicherungspflichtige Teilzeit-
kräfte. »Sie haben einen ordentlichen Arbeitsvertrag 
und sind vernünftig eingruppiert.« Nach dem ersten  
halben Jahr erhalten sie 14,92 Euro, also Lohn-
gruppe II des Tarifvertrags. Fast doppelt so viel wie 
der Mindestlohn. »Urlaubsgeld und Jahresleistung 
gibt es natürlich auch«, sagt Reinold.

Beim Süddeutschen Verlag Zeitungsdruck ist für 
die Einleger/innen 2005 per Haustarif ein Modell 
geregelt worden. Die Druckerei verzichtet auf  
Leiharbeitskräfte, im Gegenzug bleiben die Minijob-
ber/innen in der Eingangsstufe der tariflichen Lohn-
tabelle eingruppiert. Sie erhalten 13,23 Euro pro  
Stunde.                                                     mib/gec

Wie Minijobs in reguläre Beschäftigung umgewandelt
werden könnten, steht auf den Seiten 4 und 5.

Wie sich Zeitungsdruckereien aus der Verantwortung stehlen | Aber es geht auch anders

  www.verlage.verdi.de | www.druck.verdi.de | www.papier.verdi.de

Minijob, Minilohn, Minirente
Foto: Werner Bachmeier
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Made in Germany – das hatte einst 
weltweit einen guten Klang. Doch 
2018? Berlin ist die Stadt, wo die Airline 
schon pleite ist, bevor der Flughafen 
überhaupt fertig wird. In Stuttgart fin-
den seit Jahren Ausgrabungsarbeiten 
statt in der Hoffnung, einen unterirdi-
schen Bahnhof zu finden. In Köln – wo 
mit dem Dom (600 Jahre Bauzeit!) die 
Mutter aller Großbausünden steht – 
beginnt erst neun Jahre nach dem Ein-
sturz des Stadtarchivs der erste Prozess 
gegen die Verantwortlichen. 

Der damalige Oberbürgermeister 
von Köln sagte – übrigens einen Tag 
nach dem Unglück – in die Mikrofone 
der Weltpresse: »Man muss sich ja 
fragen, ob eine U-Bahn in einem dicht 
besiedelten Gebiet überhaupt Sinn 
macht.« Da fragte ich mich wiederum 
zum ersten Mal in meinem Leben als 
Kölner, ob ein Umzug nach Düsseldorf 
nicht doch die bessere Alternative wäre. 

Hätte ich es getan, bräuchte ich 
heute nicht dauernd im Stau vor den 
diversen maroden, einsturz(!)gefährde-
ten Rheinbrücken stehen. Die deutsche 

Autoindustrie erwirtschaftet seit Jahren 
Rekordgewinne. Doch anstatt das Geld 
in saubere Zukunftsmodelle zu investie-
ren, gibt sie es aus, um Abgastests zu 
manipulieren. Die heimische Auto- 
industrie betrügt also nicht nur ihre 
Kunden, sondern vergiftet auch noch 
die eigene Bevölkerung – und Alexan-
der Dobrindt, der geistig fast so tief 
fliegt wie Alexander Gauland, schützte 
trotz geleistetem Amtseid jahrelang die 
Konzerne vor Schadensersatzklagen 
durch die Kunden. 

Siemens-Chef Joe Kaeser kündigt 
die Schließung mehrerer Werke an, 
Thyssenkrupp will mit Tata fusionieren 
– aber der vermeintlich abgehängte 
AfD-Wähler denkt immer noch, der 
Syrer nehme ihm die Arbeitsplätze weg. 
Karl Marx, der dieses Jahr seinen 200. 
Geburtstag feiern würde, schrieb einst: 
»Die Bourgeoisie hat die persönliche 
Würde in den Tauschwert aufgelöst.« 
Im Artikel 1 des Grundgesetzes steht 
zwar: »Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.« Aber nun, Würde – das 
ist eben ein Konjunktiv.  ROBERT GRIESS

Wer nimmt uns denn die Arbeitsplätze weg?

S T R I C H Ä T Z U N G

Quizfrage: Was wird nur von den Schweden ge-
toppt? Richtig. Die Wahlbeteiligung. Wenn die 
sieben Millionen Schweden aufgerufen werden, 
ihren Reichstag zu wählen, hindert sie daran weder 
Schnee noch Regen noch Sonne. 85 Prozent geben 
ihre Stimme ab. Das schafft keine Wahl in Deutsch-
land. Aber Betriebsratswahlen sind dicht dran. 2014 
machten 79 Prozent der Beschäftigten mit. Das 
ist ein wichtiges Signal an die Unternehmer: Eine 
Belegschaft zeigt mit einer hohen Wahlbeteiligung, 
wie wichtig ihr der Betriebsrat ist. 

Außerdem läuft es auch besser mit Betriebsrat. 
Solche Unternehmen sind produktiver, haben stei-
gende Renditen und zahlen höhere Löhne. Deshalb 
ist es völlig unverständlich, dass manch ein Unter-
nehmen versucht, Betriebsräte zu verhindern. Oder 
zu drangsalieren. Übrigens: Die meisten Betriebs-
räte gibt es in Baden-Württemberg, die wenigsten 
in Sachsen. Also, wählen gehen! 

Halt! Wählen allein genügt nicht, man muss 
schon wissen, wer dahintersteckt. Denn seit einiger 
Zeit macht die Rechte mobil (hier stimmt ausnahms-
weise der militärische Ausdruck). Sie stellen sich als 
Opfer von »Gesinnungswächtern« dar, von »linken 
Betriebsräten« und »Ge-
dankenpolizisten«, die sie 
angeblich überwachen 
und dafür sorgen, dass 
sie ihren Job verlieren, 
weil sie zu Pegida gehen 
oder die AfD unterstüt-
zen. Das kommt harmlos 
daher. Tatsächlich sind 
solchen Betriebsratskan-
didaten Kontakte in die 
rechtsextreme Szene nachgewiesen. 

Bei Pegida mitmarschieren und sich im Betrieb 
für die Belegschaft einsetzen – das passt nicht zu-
sammen. Hinter Pegida und AfD stecken völkische 
Ideen, die Menschen anderer Herkunft, Religion 
und Hautfarbe abwerten und ausgrenzen. Liebe 
Kollegen und Kolleginnen, guckt genau hin, wen ihr 
wählt. Rechte haben im Betriebsrat nichts zu su-
chen. Und woanders auch nicht.   MICHAELA BÖHM
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… Milliardäre gab es 2017. So viel wie noch nie. Darunter 
Amazon-Gründer Jeff Bezos, der reichste Mensch der Welt mit 
einem Vermögen von 94 Milliarden Euro. Ihm gehören eine 
Weltraum-Firma und die Washington Post; 34 Millionen Euro 
pumpt er in den Bau einer Uhr in Texas, die 10.000 Jahre halten 
soll. Offensichtlich weiß er nicht, wohin mit dem Geld. Während 
Amazon-Beschäftigten in Deutschland seit Jahren ihr zustehen-
der Tariflohn vorenthalten wird. Unser Vorschlag: Steuern zahlen! 
Nach Angaben der Entwicklungsorganisation Oxfam gehen 
den Regierungen pro Jahr etwa 200 Milliarden Euro Steuer-
einnahmen verloren, weil allein das reichste Prozent der Mensch-
heit sein Kapital gern in Steueroasen versteckt. 

MELDUNG HINTER DER ZAHL

Quelle:  Bernie Sanders, Gründer von Our Revolution, in: der Freitag, 3/2018; Oxfam

Quelle:  Bernie Sanders, Gründer von Our Revolution, in: der Freitag, 3/2018; Oxfam

www.robertgriess.de 
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Koalitionsvertrag unter die Lupe genommen | CDU/CSU und SPD haben ihre Arbeit aufgenommen

Vier Jahre Zeit zum Nachbessern

Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen 
Union und SPD ist der Koalitionsvertrag 
vom Februar. Wir haben uns die 179 Seiten 
angeschaut, einige Punkte – besonders das 
Thema Arbeit – herausgegriffen und bewer-
tet. Fazit: Es gibt vieles nachzubessern und 
einiges fehlt komplett.

Das ist gut 

Krankenversicherung: Ab 1. Januar 2019 
werden die Beiträge zur Krankenversiche-
rung wieder in gleichem Maße von Arbeitge-
bern und Beschäftigten bezahlt. Der bishe-
rige Zusatzbeitrag wird ebenfalls von beiden 
zu gleichen Teilen finanziert. Damit wird die 
Regelung von 2005 rückgängig gemacht, 
wonach Erwerbstätige einen höheren Beitrag 
leisten mussten als Unternehmen. 

Das müsste korrigiert werden

Teilzeit: Wer sich für Teilzeit entscheidet, 
hat das Recht, wieder in Vollzeit zurück- 
kehren zu können. Das ist gut. Allerdings  
gilt das nur in Unternehmen mit mehr als  
45 Beschäftigten. Bei Unternehmen von  
45 bis 200 Beschäftigten darf nur eine/r pro 
15 Beschäftigte wieder zurück in die Voll-
zeit. Fazit: bürokratisch und halbherzig. 
Rente: Bis zum Jahr 2025 bleibt die Rente 
auf einem Niveau von 48 Prozent, heißt es 
in der Koalitionsvereinbarung. Wer 45 Jahre 
immer Durchschnittsverdiener war – der- 
zeit liegt das durchschnittliche Bruttoentgelt  
bei 37.103 Euro –, erhält beim aktuellen 
Rentenniveau (knapp 48 Prozent) 1.370 Euro 
Rente. Hätten wir heute noch das Niveau 
aus dem Jahr 2000 (53 Prozent), läge  
die Rente des Durchschnittsverdieners bei 
1.530 Euro. Aber dahin will die große Koa-
lition nicht zurück, sie will lediglich verhin-
dern, dass Menschen noch weniger Rente 
erhalten als bisher. Das Rentenniveau auf  
48 Prozent zu stabilisieren, ist keine Leis-
tung. Das liegt laut Rentenversicherungs- 

bericht ohnehin bis einschließlich 2024 bei  
48 Prozent. 
Midi-Jobs: Arbeitsverhältnisse, in denen 
man zwischen 450 und 850 Euro verdienen 
kann, sollen ausgeweitet werden. Keine 
gute Idee, sagt der DGB. Damit werde pre-
käre Beschäftigung nicht bekämpft. 
Höchstarbeitszeit: Das war schon in der 
vorherigen großen Koalition Thema – für 
tarifgebundene Unternehmen sollen so-
genannte Experimentierräume geschaffen 
werden. Das heißt nichts anderes als mehr 
Flexibilität zugunsten von Unternehmen und 
längere Arbeitszeiten für Beschäftigte. In 
Betriebsvereinbarungen sollen die wöchent-
lichen Höchstarbeitszeiten geregelt werden. 
Fazit: Nicht gut – das ist möglicherweise der 
Einstieg, um den Acht-Stunden-Tag abzu-
schaffen, wie schon lange von Unternehmen 
gewünscht. 
Sachgrundlose Befristung: Eigentlich 
sollten Befristungen nur möglich sein, um 
Vertretungen für Elternzeit oder Langzeit-
krankheiten zu organisieren. Alles andere 
gehört abgeschafft, findet der DGB. Das ist 
aber nicht vorgesehen. Stattdessen ist die 
Zahl der erlaubten Befristungen begrenzt. 
Unternehmen mit mehr als 75 Beschäftig-
ten dürfen nur noch maximal 2,5 Prozent 
der Belegschaft sachgrundlos befristen. 
Befristung ohne sachlichen Grund ist nur 
noch anderthalb statt wie bisher zwei Jahre 
möglich. Befristungen aus sachlichem Grund 
sollen nur noch fünf Jahre möglich sein. 

P O L I T I K

»Guck ich auf Rente, auf Pflege, 
auf Bildung, stelle ich fest, da 
gibt es eine ganze Reihe guter, 

wichtiger Impulse, die die  
Lebensbedingungen vieler  

Menschen verbessern werden.«  
ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske im SWR,  

8. Februar 2018 

»Aber natürlich hat der Koali- 
tionsvertrag auch Schwächen.«  

Frank Bsirske, Berliner Morgenpost,  
15. Februar 2018  

Quelle:  Bernie Sanders, Gründer von Our Revolution, in: der Freitag, 3/2018; Oxfam

Das fehlt

Umverteilung: Die Kluft zwischen Armen
und Reichen ist in Deutschland groß. Doch
daran ändert die große Koalition nichts. 
Denn eine Vermögensteuer ist wieder nicht 
geplant. Allerdings wird der Soli-Zuschlag
abgeschafft. Armen nutzt das nichts, sie 
mussten ihn nicht zahlen; Wohlhabenden
spült es Geld in die Haushaltskasse und  
dem Staat werden mehr als zehn Milliarden 
Euro fehlen. 
Werkverträge: Dazu wird es weiterhin
keine gesetzlichen Einschränkungen geben. 
Die wären aber notwendig, damit Unterneh-
men nicht nach Belieben Firmen ausgründen 
oder Leistungen fremd vergeben können, 
um Tarifverträge zu umgehen.
Tarifverträge: Wir brauchen mehr allge-
mein verbindliche Tarifverträge. Damit tarif-
vertragliche Regelungen auch in tariflosen 
Unternehmen greifen. Heute gilt gerade 
einmal für die Hälfte der Bevölkerung ein 
Flächen- oder Branchentarif.                 mib

    
Der Koalitionsvertrag zum Nachlesen  
http://bit.ly/koali18
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Der DGB kritisiert die Minijobs. Warum?
Annelie Buntenbach: Fast die Hälfte der-
jenigen, die so arbeiten, werden um ihren 
Urlaubsanspruch gebracht. Bei der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall sieht es nicht 
besser aus. In vielen Fällen wird der Min-
destlohn umgangen. Gleichzeitig sind diese 
Minijobs eben keine Brücke in reguläre 
Beschäftigung. Vor allem Frauen bleiben 
so lange darin hängen, dass das zu einer 
Rutschbahn in die Altersarmut wird. 

Was müsste verändert werden?
Buntenbach: Wir wollen diese Kleinst- 
arbeitsverhältnisse in Teilzeit- oder Voll-
zeitbeschäftigung umwandeln. Dann 
wären die Menschen auch wieder eigen-
ständig voll in die sozialen Sicherungssys-
teme einbezogen und kranken-, pflege-, 
arbeitslosen- und rentenversichert. Das 
wünschen sich viele Frauen, die heute 
in Minijobs arbeiten. Sie würden gerne 
mehr arbeiten und mehr verdienen. Aber 
in vielen Branchen wird außer Minijobs 
kaum etwas angeboten. Dass Arbeitgeber 
millionenfach Minijobs einsetzen, liegt 
an den falschen politischen Anreizen bei 
der Sozialversicherung und bei der Steuer. 
Dadurch bleiben vor allem verheiratete 
Frauen auf ihrem Weg in den Arbeitsmarkt 
an der 450-Euro-Mauer hängen. Hier muss 
dringend umgesteuert werden.

Annelie Buntenbach vom DGB: Minijobs in reguläre Beschäftigung umwandeln | GESA COORDES 

Was schlägt der DGB vor?
Buntenbach: Unser Ziel ist, Arbeit ab dem 
ersten Euro in den Schutz der Sozialversi-
cherung zu holen. Dabei sollen aber die Be-
schäftigten nicht überfordert werden. Des-
halb wollen wir die Sozialbeiträge zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber anders ver-
teilen: Je kleiner der Verdienst in so einem 
Beschäftigungsverhältnis ist, desto höher 
soll der Anteil sein, den die Arbeitgeber an 
der Sozialversicherung tragen. Die Beiträge 
der Minijobberinnen und Minijobber steigen 
dann schrittweise. Erst ab einem Verdienst 
von 850 Euro sollen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer gleich viel zahlen. Damit gäbe 
es auch einen neuen Anreiz für Arbeitgeber, 
mehr existenzsichernde Arbeitsverhältnisse 
anzubieten. 

Hat die Politik den Vorschlag aufgegriffen?
Buntenbach: Im Koalitionsvertrag findet sich 
leider nicht einmal eine Absichtserklärung, 
Minijobs in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse umwandeln zu 
wollen. Stattdessen steht dort eine absurde 
Ausnahmeregelung für die Zeitungsverleger, 
nach der sie für ihre als Minijobber tätigen 
Zusteller demnächst zwei Drittel weniger 
Rentenbeiträge zahlen sollen. Ich hoffe sehr, 
dass diese Regelung das Gesetzblatt nie 
erreichen wird. Glücklicherweise ist im Koali-
tionsvertrag wenigstens nicht von einer Aus-

weitung von Minijobs die Rede. Auch nicht 
von einer Anhebung der Minijobgrenze, wie 
sie sich die FDP auf die Fahne geschrieben 
hat. Die CDU wollte diese Grenze dynamisch 
anheben. Beides ist nicht drin. 

Warum Minijobber/innen besonders erpressbar 

sind, steht auf www.verdi-drupa.de/2018/03/05/

buntenbach-minijob/
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Vom Niedergang der Löhne im Druckzentrum Essen

teilweise den Tariflohn. Viele unterzeichne-
ten neue, für sie schlechtere Arbeitsverträge. 
Neue Beschäftigte erhielten lediglich den 
gesetzlichen Mindestlohn. Und oft wurde 
versucht, die Beschäftigten – etwa bei 
Lohnfortzahlung bei Krankheit und Urlaub 
– um ihr Geld zu bringen. Rund 20 Kla-
gen strengte die Gewerkschaft gegen den 
Arbeitgeber an – alle wurden gewonnen. 
Der starke Betriebsrat ärgerte den Personal-
dienstleister. 

Noch folgenschwerer war das Vorgehen 
der neuen Eigentümer, der Funke Medien-
gruppe. Sie forderte Einsparungen von 
200.000 Euro und trieb den Personaldienst-
leister 2016 in die Insolvenz.

Rutschbahn in die Altersarmut

Verraten und verkauft

Annelie Buntenbach  
Mitglied des DGB-Bundesvorstands

»Perfide« nennt ver.di-Bezirkssekretärin  
Bärbel Sumagang die Strategie der Unter-
nehmer im Druckzentrum Essen. Noch  
bis 2011 erhielten die gut 100 Minijob- 
ber/innen, die dort Prospekte einlegen,  
den Tariflohn der Druckindustrie. Sie fühl-
ten sich auch noch sicher, als ihre Arbeit in 
eine 100-prozentige Tochter des damaligen 
WAZ-Konzerns verschoben wurde. Schließ-
lich hatte die Geschäftsleitung versichert: 
»Für euch ändert sich nichts.« Heute weiß 
man: Das war der erste Schritt für den 
Abstieg. Die Kollegen wurden nur ein Jahr 
später »verraten und verkauft«. 

2012 ging die Tochterfirma an einen 
Personaldienstleister. Dort gab es nur noch 

Die Arbeiten gingen dann – billiger – an 
einen neuen Anbieter. Im Zuge des Über-
gangs verloren alle aktiven Gewerkschafter 
ihre Jobs. Bis heute haben sie nicht einmal 
Abfindungen gesehen. Die Minijobber/in-
nen, die heute dort arbeiten, bekommen 
nur den gesetzlichen Mindestlohn. Gewerk-
schafterin Sumagang geht davon aus, dass 
kaum einer seinen Lohn während Krankheit 
und Urlaub erhält. »Die meisten wissen 
nicht, dass ihnen das zusteht. Und wer es 
weiß, der traut sich nicht, seinen Anspruch 
geltend zu machen.« Die Prospekteinleger 
haben befristete Verträge, einen Betriebs-
rat gibt es nicht mehr. Wer seine Rechte 
einklage, müsse fürchten, dass der Vertrag 
nicht verlängert werde. Mit einer neuen 
Chance für die Gewerkschaft rechnet sie 
erst wieder, wenn die Kollegen fest ange-
stellt werden müssen.        GESA COORDES 

http://www.verdi-drupa.de/2018/03/05/buntenbach-minijob/
http://www.verdi-drupa.de/2018/03/05/buntenbach-minijob/
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Ohne Oma ginge nichts
Befristete Teilzeit und ein Minijob in der Weiterverarbeitung –  

Arbeitsmarktpolitik ganz praktisch für eine Alleinerziehende

A R B E I T

Ihr letzter Urlaub liegt zehn Jahre zu-
rück. Das 19 Jahre alte Auto kann sie 
sich nur leisten, weil ihr Bruder – ein 
Kfz-Mechaniker – die Reparaturen über-
nimmt. Und Kino ist nur am Familientag 
drin. 

Nadine Willersdorf, wie sie hier 
heißen soll, träumt von einem unbe-
fristeten, ordentlich bezahlten Job mit 
geregelten Arbeitszeiten, so von 8 bis 16 
Uhr. Dann könnte sie ihre siebenjährige 
Tochter Lena täglich vom Hort abholen. 
Sie hätte Zeit, mit ihr zu spielen und 
regelmäßig zum Tanzen zu gehen. 

Doch der Alltag der alleinerziehen-
den Mutter sieht anders aus: Der Job 
im Supermarkt ist befristet und nur in 
Teilzeit. Und wenn die Spätschicht an der 
Kasse endet, hängt sie ein- oder zweimal 
pro Woche einen Minijob in der Weiter-
verarbeitung einer Zeitungsdruckerei an. 

Dort arbeitet schon lange keiner 
mehr nach dem Tarif der Druckindustrie. 
Der Verlag hat die Weiterverarbeitung 
ausgegliedert – das kommt für ihn bil-
liger. Nadine Willersdorf verdient fürs 
Prospekteeinlegen nur den gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,84 Euro, pro Monat 
macht das gut 200 Euro. Viel ist das 
nicht. 

Im Supermarkt bekommt sie brutto 
1.734 Euro für die 28-Stunden-Woche. 
Bleiben netto knapp 1.300 Euro. Die Be-

fristung sei üblich, sagt die gelernte Ein-
zelhandelskauffrau. »Alle fangen so an.« 
In der Regel wird man nach der dritten 
Befristung auf Dauer angestellt. Aber 
sicher ist das nicht. Ihre Chefs loben sie 
zwar für ihre Freundlichkeit, wünschen 
sich aber mehr Schnelligkeit. Nach der 
internen Statistik zieht sie nicht ganz so 
viele Artikel pro Stunde über den Scan-
ner wie ihre Kolleginnen. Das bereitet 
ihr ein bisschen Sorge. »Ich arbeite, so 
schnell ich kann«, sagt die 34-Jährige.

Um nicht irgendwann ganz ohne 
Arbeit dazustehen, behält sie sicher-
heitshalber den Minijob in der Weiter-
verarbeitung. Von der Nachtschicht 
kommt sie zwischen zwei und vier 
Uhr morgens nach Hause. Die Tochter 
schläft dann bei der Oma. Wie so oft. 
Willersdorfs Schichtplan hängt bei ihr 
am Kühlschrank: »Meine Mutter ist Gott 
sei Dank so eine Stütze.« Der Vater von 
Lena hat nie einen Cent Unterhalt ge-
zahlt. »Ohne Oma ginge es gar nicht.«

Nadine Willersdorf hat nicht die Zeit, 
genau zu verfolgen, wer für welche Ar-
beitsmarktpolitik verantwortlich ist. Sie 
hat genug mit dem Alltag zu kämpfen. 
Im Sommer, so hofft sie, gibt es einen 
unbefristeten Vertrag im Supermarkt 
und endlich richtigen Urlaub: Spanien 
oder zumindest die Ostsee, das wäre  
schön.                            GESA COORDES 

Bei Krankheit um den Lohn betrogen

Folgen der Krankmeldung Minijob Teilzeit Vollzeit  
befristet

Vollzeit  
unbefristet Gesamt

Sie bekommen für die Zeit der Krankheit Ihren regulären Lohn 49,6 96,5 95,2 97,5 91,8

Sie müssen die Zeit der Krankheit unentgeltlich nacharbeiten 3,3 0,7 2,0 0,6 1,0

Sie müssen die Zeit über Ihr Arbeitszeit- oder Urlaubskonto ausgleichen 5,8 0,8 1,6 0,5 1,2

Sie müssen eine Vertretung organisieren, die Ihre Arbeit übernimmt 19,6 8,2 9,9 9,0 10,1

Quelle: Situation atypisch Beschäftigter und Arbeitszeitwünsche von Teilzeitbeschäftigten, IAB-Forschungsprojekt im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
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Rechte

Minijobber/innen dürfen maximal 450 
Euro im Monat verdienen. Sie haben die 
gleichen Rechte wie Vollzeitbeschäftigte: 
Ihr Lohn wird bei Krankheit und Urlaub 
weiterbezahlt, bei Arbeits- und Wege-
unfällen erhalten sie Leistungen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung. In 
tarifgebundenen Betrieben haben sie 
Anspruch auf Tariflohn; woanders gilt der 
gesetzliche Mindestlohn von 8,84 Euro 
pro Stunde.  

Zahlen und Fakten 

Mit 7,5 Millionen gibt es so viele Mini-
jobber/innen wie noch nie.
 
Davon haben 4,7 Millionen Menschen 
keine andere sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung als den Minijob. 

Knapp 60 Prozent sind Frauen.

37.000 Minijobber/innen arbeiten in der 
Druckbranche, 150.000 sind Zusteller/
innen.

Quelle: Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Die Linke vom 27. Juli 2017, http://bit.ly/DL-Minijobber; Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit; Minijob-Zentrale 

Ratgeber und Tipps

DGB: www.dgb.de/schwerpunkt/ 
ratgeber-ungesicherte-beschaeftigung/
minijobs 

Minijob-Zentrale:  
www.minijob-zentrale.de 

Verraten und verkauft

§

✔

!

Was die Minijob-Forscherin  

Claudia Weinkopf vorschlägt, steht auf: 

www.verdi-drupa.de/2018/03/05/interview-weinkopf



6 D R U C K + P A P I E R  1 . 2 0 1 8

N A C H R U F

Hein Hollmann ist tot
Mit 96 Jahren ist Heinrich Hollmann am  
3. Januar in einem Seniorenzentrum in Biele-
feld gestorben. 33 Jahre lang war er haupt-
beruflich in der IG Druck und Papier beschäf-
tigt, einer der Vor-Vorläuferorganisationen 
von ver.di. Mit Heinrich – oder Hein, wie ihn 
viele nannten – verbindet die Fachgruppe 
noch mehr. Am 16. März 1952 – seinem  
31. Geburtstag – erfolgte der erste Spaten-
stich für das Heinrich-Hansen-Haus in Lage- 
Hörste. Die Bildungsstätte, die 2015 von 
ver.di geschlossen wurde, hätte eigentlich 
auch ein wenig Hein-Hollmann-Haus heißen 
müssen. Weil er – wie viele andere – dort 
eigenhändig gemauert und gehämmert 
hatte. Unter allen Bildungsstätten sei das ein 
besonderes Haus, hat Hollmann einmal ge-
sagt. Weil es von unten entstanden ist. 

Heinrich Hollmann stammte aus einer 
Arbeiterfamilie. Der Vater angelernter Hei-
zer, die Mutter Zigarrenarbeiterin. Sie hatte 
Wert darauf gelegt, dass der Junge einen 
richtigen Beruf lernt, und so fing Hein als 
14-Jähriger eine Schriftsetzerlehre an. Und 
hat sich gleich geärgert. Sein gleichaltriger 
Schulkamerad wurde als Herr angesprochen, 
nur weil er Verlagskaufmann lernte und An-
gestellter wurde. Und er war der Heinrich, 
halt Lehrling und Arbeiter.

Hollmann war nach dem Krieg Betriebs-
ratsvorsitzender bei Bertelsmann in Bielefeld, 
übernahm Funktionen bei der IG Druck und 
Papier und war bis zu seiner Rente 1983 
zweiter Landesbezirksvorsitzender in Nord-
rhein-Westfalen. Franz Kersjes, ehemals 
Landesvorsitzender der IG Medien in NRW: 
»Heinrich war mutig und beharrlich, kämp-
ferisch und streitbar.«                             mib

Wählen gehen!

Unser Ziel ist eine 
hohe Beteiligung 

Regelmäßige Runden
durchs Werk 

»Wir stecken mitten in Verhandlungen 
zur Standortsicherung und brauchen 
dafür den Rückhalt der Belegschaft. 
Der zeigt sich zum Beispiel in einer ho-
hen Wahlbeteiligung. 75 Prozent haben 
uns 2014 gewählt; das wollen wir am 
liebsten übertreffen. Damit auch kei-
ner die Wahl vergisst, stellen sich die 
Kandidaten – leider bewerben sich nur 
Männer – auf der Betriebsversammlung 
vor. Zudem verteilen wir Flyer mit Infos über die Kandidaten und hängen Plakate 
auf. Einer aus der Nachtschicht informiert morgens noch mal aktuell: Achtung, 
heute sind Wahlen. Hat sich das Gremium konstituiert, geht es recht bald in die 
Seminarplanung. Neue Betriebsratsmitglieder brauchen eine Schulung; das ist die 
Grundlage für eine gute Interessenvertretung. Selbstverständlich besuchen unsere 
Betriebsratsmitglieder ausschließlich ver.di-Seminare.«                                                    
                 Protokoll: mib   

        

»Seit der letzten Betriebsratswahl vor vier Jah-
ren gehe ich mit meinem Stellvertreter regel-
mäßig durch die Produktion und Verwaltung. 
Bei uns arbeiten rund 1.450 Beschäftigte. Für 
diese Werksrunden ist der Freitag reserviert. 
Wer als Betriebsrat nicht weiß, was die  
Kollegen drückt, sollte das lassen mit der  
Kandidatur. Auf meiner Runde erfahre ich, 
was wirklich los ist im Betrieb. Wir haben  
einen gewaltigen Umbruch vor uns. Mehr Au-
tomatisierung, mehr Digitalisierung, Lean Production – da kommt viel auf  
uns zu. Das macht den Kollegen auch Sorgen. Die Werksrunden nutze ich für  
Gespräche und um Kandidaten zu finden. Wir haben systematisch Beschäftigte  
aus verschiedenen Abteilungen angesprochen und nun 16 Kandidaten und  
Kandidatinnen für unsere Liste ›Kollegen für Kollegen‹ gefunden. Leider  
werden fast ein Dutzend Listen antreten. Besser wäre, vereint unsere Interessen 
zu vertreten.«                     

                             Protokoll: mib

Zwischen 1. März und 31. Mai 2018 

werden wieder Betriebsräte gewählt. 

Kaum eine Wahl hat eine höhere 

Beteiligung als die der Betriebsräte. 

Acht von zehn Beschäftigten geben 

ihre Stimme ab. 
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Carla Glashagen  
gelernte Druckerin, Betriebsrats-
vorsitzende, Sig Combibloc, Linnich

   
Betriebsratsvorsitzender Erich Ruf (links),  
Bruno Stiehle (Betriebsrat), CPI Ebner & 
Spiegel, Ulm 
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Der IG Metall ist der Einstieg in kürzere Arbeitszeiten gelungen. 
Erstmals steht die 28-Stunden-Woche in einem Tarifvertrag. Auch 
wenn die Arbeitszeitverkürzung befristet auf zwei Jahre ist. Und 
ohne Teillohnausgleich. Dennoch ein Einstieg.

Immer mehr Beschäftigte müssen Schicht arbeiten, werden 
abends und am Wochenende zur Arbeit herangezogen – wenn der 
Kunde ruft und der Chef will. »Flexibilisierung ist keine Einbahn-
straße«, hatte dagegen die IG Metall erklärt. Von 2019 an können 
die 3,9 Millionen Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie 
in tarifgebundenen Betrieben ihre Arbeitszeit für zwei Jahre auf 
28 Stunden herunterfahren und danach wieder hoch. Das ist das 
Entscheidende: wieder auf den Vollzeitjob zurückkehren zu können 
und nicht in der Teilzeit hängen zu bleiben. Damit hat die Gewerk-
schaft per Tarifvertrag durchgesetzt, was in der alten Regierung am 
Widerstand der CDU/CSU gescheitert war. 

Das hat die IG Metall durchsetzen können: Bis März gibt es  
100 Euro Einmalzahlung, von April an ein 4,3 Prozent höheres Tarif- 
einkommen. Ab Juli 2019 zahlen die Unternehmer einen Festbetrag 
von 400 Euro sowie ein tarifliches Zusatzgeld von 27,5 Prozent des 
Monatsentgelts. Wer kleine Kinder erzieht, Angehörige pflegt oder 
Schicht arbeitet, kann das Zusatzgeld in sechs freie Tage umwan-
deln. Der Arbeitgeber legt noch zwei drauf, macht acht. 

Lohn und Arbeitszeit gehören zu den größten Konfliktpunkten 
zwischen Unternehmern und Beschäftigten. Nachdem die IG Metall 
2003 gescheitert war, die 35-Stunden-Woche im Osten durchzuset-

IG Metall: Wahlmöglichkeit zwischen Geld und freien  

Tagen für Eltern, Pflegende und Schichtarbeiter

T A R I F

Was hältst du davon, zwischen mehr Lohn 
und mehr Freizeit wählen zu können? 
Für unsere Belegschaft wäre das eine 
prima Sache. Ein Wahlmodell, wie es die 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
durchgesetzt hat, käme bei uns gut an. 
Ich könnte mir vorstellen, dass sich ge-
rade die älteren Kollegen, die schon 30 
Jahre Schichtarbeit hinter sich haben, für 
die zusätzlichen Urlaubstage entscheiden 
würden. 

Vermutlich würde die Wahl ähnlich 
ablaufen wie bei den Beschäftigten der 
Bahn, wo sich über die Hälfte für sechs 
zusätzliche Urlaubstage entschieden haben 
und fast so viele Kollegen die Lohnerhö-
hung wählten. Nur ganz wenige wollten 
eine Stunde weniger pro Woche arbeiten. 
Das verstehe ich. Eine wöchentliche  
Arbeitszeitverkürzung ist im Dreischicht- 

Betrieb schwer umzusetzen. Aber vielleicht 
käme das in der Verwaltung gut an. Ein 
paar Kollegen in der Produktion arbeiten 
aufs Jahr gesehen schon jetzt weniger: Sie 
haben die Arbeitszeit um fünf Stunden auf 
30 pro Woche verkürzt – leider auch den 
Lohn –, sammeln die Stunden und nehmen 
sie im Block frei. Wenn sie dafür nicht auf 
Lohn verzichten müssten, würden sich 
sicher noch mehr dafür entscheiden. Ich 
könnte mir vorstellen, das Wahlmodell bei 
uns in der Tarifkommission einzubringen 
und darüber zu diskutieren, ob wir nicht 
Ähnliches auch fordern sollten. Allerdings 
sollte ein Teil der Lohnerhöhung festgelegt 
sein. Bei dem anderen Teil hätte die Beleg-
schaft die Wahl zwischen mehr Lohn oder 
mehr Freizeit.                          Protokoll: mib

M E I N  S T A N D P U N K T

Klaus Evain, Betriebsratsvorsit-
zender, Engelhardt-Druck, Nördlingen
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»Arbeitszeiten, die zum Leben passen« hieß das Motto der IG Metall. 

Wer will, darf kürzer  
oder länger

zen, hat sie das Thema kürzere Arbeitszeiten jetzt wieder angepackt. 
Entscheidend wird sein, wie das Modell – freie Tage oder Geld – von 
Eltern, Schichtarbeitern und Pflegenden angenommen wird. 

Ein Instrument, um Erwerbslose in Arbeit zu bringen, ist die be-
fristete 28-Stunden-Woche nicht. Denn Unternehmen ist es nun im 
Gegenzug möglich, mehr Arbeitsverträge bis 40 Stunden als bisher 
abzuschließen. 

Schon zuvor durften Metall- und Elektro-Unternehmen je nach 
Tarifbezirk 13 bis 18 Prozent der Belegschaft 40 statt 35 Stunden 
arbeiten lassen. In bestimmten Unternehmen mit Hochbezahlten 
sogar noch mehr. Dieser Kreis wird jetzt größer. 

»Ich sehe darin aber keinen dramatischen Dammbruch Richtung 
Arbeitszeitverlängerung«, sagt Thorsten Schulten, Leiter des Tarif-
archivs im Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI). 
»Die IG Metall hat es dagegen geschafft, dass Bedürfnisse von  
Beschäftigten nach kürzeren Arbeitszeiten wieder eine Rolle  
spielen.«                 mib
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Drei Betriebs- und Konzernbetriebsratsvorsitzende blicken zurück:  

Kämpfe, Erfolge und Niederlagen | Jetzt beginnt das neue Leben | MICHAELA BÖHM

Sie sind auf dem Sprung oder schon weg. 
Peter Reinold, Detlef Schütz und Bernd 
Johannsen haben es (fast) geschafft: Ihr 
Berufsleben ist zu Ende. Mit ihnen gehen 
60 Jahre Betriebsratserfahrung. Ein Buch-
drucker, ein Schriftsetzer und ein Industrie-
buchbinder schauen zurück. Was hat euch 
zu schaffen gemacht? Was habt ihr erreicht? 
Und wie geht es weiter?  

Wolltest du mal alles hinwerfen?
Bernd Johannsen: Oh ja. Und wie. 2005 ist 
uns die Geschäftsführung massiv angegan-
gen. Der Betriebsrat sollte zustimmen, dass 
eine halbe Stunde pro Tag gratis gearbeitet 
wird. Im Gegenzug verzichte Clausen & 
Bosse auf betriebsbedingte Kündigungen. 
Der Belegschaft war es wichtig, weder Ur-
laubsgeld noch Jahresleistung zu verlieren. 
Lieber länger arbeiten. Der Haken: Das war 
nicht tarifkonform. Nach dem Tarifvertrag 
kann zur Sicherung von Arbeitsplätzen Ar-
beitszeit kürzer, aber nicht länger werden. 
Dagegen dürfen Urlaubsgeld und Jahresleis-
tung ganz oder teilweise wegfallen. 

Du warst noch nicht lange in der Tarif- 
kommission  …
Johannsen: … und erst kurz als stellvertre-
tender Betriebsratsvorsitzender freigestellt. 
Ich kann mich noch gut erinnern, wie sie  
alle bei der Sitzung der Tarifkommission  
an dem langen Tisch saßen. Gestandene 
Betriebsräte, die mit Feuerwaffen den  
Manteltarifvertrag mit der 35-Stunden- 
Woche verteidigten. Die ich gerade im Be-
trieb preisgegeben hatte. Und dort musste 
ich die Hosen runterlassen. Der Konflikt  
hat mich wirklich durchgeschüttelt. Nachts 
bin ich hochgeschreckt und dachte: Ich 
schmeiß alles hin. 

War die Entscheidung damals richtig?
Johannsen: Ich wusste, dass die Kollegen 
das Urlaubsgeld fürs tägliche Leben brauch-
ten und damit keinen Luxusurlaub buchten. 
Ich habe für die längere Arbeitszeit votiert, 
weil ich die Arbeitsplätze schützen wollte. 
Aber wenn ich damals das Wissen von 
heute gehabt hätte, wäre ich darauf nicht 
eingegangen. Die angeblich schwierige 
Marktsituation entpuppte sich als doch nicht 
so schwierig.

Oft kommt der Druck auf euch von allen 
Seiten: von der Geschäftsführung, der Be-
legschaft, der Gewerkschaft. Wie hält man 
das aus? 
Peter Reinold: Mit Disziplin. Aufstehen, 
auch wenn man lieber im Bett liegen bleiben 
möchte. Im Garten umgraben und ackern. 
»Oh, gibt es wieder viele Probleme«, hat 
meine Frau mit Blick auf die Beete gesagt.  

Was war da los?
Reinold: Wir hatten zehn Jahre lang einen 
wilden Geschäftsführer, gegen dessen  
Widerstand wir alles erkämpfen mussten. 
Der hat mich mal als Totengräber der Firma 
bezeichnet. Wir haben zig Beschlussverfah-
ren in Gang setzen müssen, weil er dauernd 
die Rechte des Betriebsrats verletzt hat. 
Meine Betriebsratsarbeit habe ich oft in  
der Zeit nach der Nachtschicht erledigt – ich 
war noch nicht freigestellt – und nur drei, 
vier Stunden geschlafen. Das war eine harte  
Zeit. Meine Frau sagte damals: »Wenn du 
keine Freistellung bekommst, musst du  
dir ein anderes Zuhause suchen.« Ein harter 
Einschnitt war für mich auch die Schließung 
unserer Bildungsstätte in Lage-Hörste.  
Darüber bin ich jetzt noch nicht richtig  
hinweg.

Ihr seid mit vielen Idealen ins Amt gegan-
gen. Musstest du welche über Bord werfen?
Detlef Schütz: Mir fällt ein Satz von Tu-
cholsky ein: »Nichts ist schwerer und nichts 
erfordert mehr Charakter, als sich im offe-
nen Gegensatz zu seiner Zeit zu befinden 

I N T E R V I E W

Von Feuerwaffen,  
schweren Rucksäcken und  

runtergelassenen Hosen

B e r n d  J o h a n n s e n

Bernd Johannsen, 63, hat bei  
Clausen & Bosse Industriebuchbinder 
gelernt. 2002 wurde er in den Betriebs-
rat gewählt, ein Jahr später freigestellt 
und 2006 dessen Vorsitzender. Die 
tarifgebundene Buchdruckerei Clausen 
& Bosse ist seit 2001 Teil der französi-
schen CPI Gruppe. Die gehört dem  
französischen Mischkonzern Impala  
(52 Prozent) und zu je 24 Prozent einer 
öffentlichen Bank und einer Gruppe 
privater Investoren. Im nordfriesischen 
Leck arbeiten 545 Beschäftigte.
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Eure Belegschaften haben stets mitge-
streikt, wenn die Gewerkschaft aufgerufen 
hat, den Manteltarifvertrag zu verteidigen 
oder mehr Lohn zu fordern. Ihr drei seid 
auch bekannt dafür, dass ihr über den Be-
trieb hinausgeschaut habt. Ihr wusstet: Was 
ihr heute an Verschlechterungen zulasst, ist 
morgen Thema in anderen Betrieben. Auf 
welche Erfolge seid ihr stolz?
Reinold: Dass wir es geschafft haben, die 
Spaltung zwischen Redaktion und Druck zu 
verkleinern. In den vergangenen zehn Jahren 
sind wir zusammen vors Tor gegangen: die 
Drucker für die Redakteure und umgekehrt. 
Es war auch wichtig, dass wir Vertrauens-
leute etabliert haben. Auf sie konnte ich mich 
bei Streiks immer verlassen. Ich war ja nicht 
da, sondern bei den Tarifverhandlungen.  
Johannsen: Dass wir tarifgebunden sind. 
Und Leiharbeit und Fremdfirmen bei uns 
nicht eingezogen sind.
Schütz: Wir haben uns 1995 zurück in den 
Tarif gestreikt. Und einen Stufenplan er-
kämpft. Danach reduzierte sich die Arbeits-
zeit nach acht Jahren von 38 auf 35 Stunden 
pro Woche. Das gab es nur in Mecklen-
burg-Vorpommern, als einzigem in den 
fünf neuen Ländern. Und unser Streik 2006 
wegen der Besetzung der neuen Druckma-
schine. Bei minus 20 Grad haben wir vor 
dem Tor gestanden und mit lediglich  
zwei Prozent der Belegschaft zwei Wochen 
lang durchgehalten. Unser Streik und eine 
exzellente Besetzung der Einigungsstelle 
waren der Grund für die damals beste  
Maschinenbesetzung für den neuen Druck-
maschinentyp.     
 
Detlef Schütz ist schon ausgeschieden,  
Peter Reinolds letzter Arbeitstag ist der  
31. März und Bernd Johannsen will sich 
2019 entscheiden, wann er aufhört. Neues 
Leben – was nun? 
Reinold: Ich brauche erst mal Luft und will 
ein halbes Jahr gar nichts planen. Vielleicht 
gärtnern. Aber ohne zu ackern.
Johannsen: Erst mal bin ich froh, wenn der 
Druck abfällt. Und sonst? Fliegenfischen, als 
DJ Musik auflegen, vielleicht engagiere ich 
mich politisch. Und Enkelkinder habe ich 
auch.
Schütz: Alte Kontakte auffrischen, mich um 
die Hühnerzucht kümmern und mich freuen, 
nicht mehr so getaktet zu sein. Es gibt ja ein 
Leben nach ver.di und dem Betriebsrat – ich 
bin dann mal wech!

    D R U C K + PA P I E R  1 . 2 0 1 8

und laut zu sagen: NEIN!« Du stehst als 
Betriebsrat zwischen den Fronten und weißt: 
Das hört nicht mehr auf mit dem Personal- 
abbau, das hältst du auch nicht auf, du 
kannst es nur begleiten und so soft wie 
möglich gestalten. Du darfst den Mut nicht 
verlieren, du musst vermitteln, trösten,  
ermutigen. Und stellst fest, das ist die 
Grenze, mehr geht nicht, mehr kannst du 
für die Kollegen und Kolleginnen nicht er-
reichen. 

Welche Veränderung in den vergangenen 
Jahren würdest du als besonders einschnei-
dend bezeichnen?
Schütz: Die Übernahme durch Madsack. 
Madsack heißt: immer noch mehr zentra-
lisieren. Noch mehr Personal verringern. In 
immer kleinere Einheiten zerlegen. Es ist 
fast nicht möglich, Strukturen am Leben zu 
erhalten. Du verlierst im wahren Sinn des 
Wortes die Stimmen auf der Wählerliste. 
Die Geschäftsleitung von Madsack arbeitet 
zielsicher darauf hin, betriebsrätliche Struk-
turen zu zerschlagen und funktionierende 
Betriebsratsgremien auszuschalten.

Klingt pessimistisch.
Schütz: Ist es auch. Ich beobachte, wie Men-
schen und ihre Berufe entwertet werden. 
Hauptsache, die Dividende ist zweistellig.

Ihr hattet immer auch Funktionen in ver.di, 
oft mehrere, und gehörtet zur Tarifkom- 
mission. Warum? 
Schütz: Es war gut, nicht im eigenen Saft 
zu schmoren. Leider wurde der Rucksack 
manchmal dann doch zu schwer und es gab 
den einen oder anderen Warnschuss für die 
Gesundheit.
Reinold: In den verschiedenen Funktionen 
lernt man nicht nur neue Kolleginnen und 
Kollegen kennen. Es geht auch darum,  
sich zu vergewissern, ob der eigene Kurs 
stimmt.  
Johannsen: Auf ver.di-Konferenzen und in 
Tarifkommissionen war immer Gelegenheit, 
sich mit anderen Betriebsräten auszutau-
schen. Es ist wichtig zu erfahren, wie die 
anderen mit Problemen umgehen. Und was 
in anderen Häusern passiert. Auch um von 
Geschäftsleitungen nicht gegeneinander 
ausgespielt zu werden. 

D e t l e f  S c h ü t z

Detlef Schütz, 62, hat in der DDR beim 
Ostsee-Druck in Rostock Schriftsetzer 
gelernt. Während seiner Armeezeit ar-
beitete er in der Militärdruckerei und 
war der einzige Schriftsetzer in Marine- 
uniform. Er war seit 2002 Mitglied des 
Betriebsrats, viele Jahre stellvertretender 
Vorsitzender des Betriebsrats und ab 
2010 Vorsitzender des Konzernbetriebs-
rats. Die tarifgebundene Ostsee-Zeitung 
mit rund 330 Beschäftigten ist eine 
Tochter der Lübecker Nachrichten, die 
der Verlagsgesellschaft Madsack gehört. Die Interviews wurden einzeln und am Telefon geführt. 

schweren Rucksäcken und  
runtergelassenen Hosen

P e t e r  R e i n o l d

Peter Reinold, 65, hat beim Westfa-
len-Blatt in Bielefeld vom Buchdrucker 
zum Rotationsdrucker umgeschult. 
Er gehört dem Betriebsrat seit 1990 
an und wurde 1994 zu dessen Vorsit-
zenden gewählt. Das tarifgebundene 
Westfalen-Blatt gehört mehrheitlich der 
Familie Busse, weitere Anteile halten 
Dirk Ippen und die Aschendorff-Gruppe. 
Im Druckzentrum arbeiten rund 100 
Beschäftigte; Redaktion und weitere 
Abteilungen mit 220 Leuten gehören zu 
einer eigenständigen Firma. 
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K O M M E N T A R
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Was unterscheidet die Kellnerin vom Zeitungszusteller? Vieles. Aber 
eines haben sie gemeinsam: Beide brauchen ein Einkommen, um ih-
ren Lebensunterhalt finanzieren zu können. Auch deshalb haben sie 
Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn. Weil aber Zeitungsver-
leger mächtiger sind als Caféhausbesitzer, haben sie dafür gesorgt, 
dass für Zusteller/innen 2015 bei Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns eine Ausnahme gemacht wurde. Und zwar nach unten.

Zur Begründung musste für den Bundesverband Deutscher Zei-
tungsverleger (BDZV) das Grundgesetz herhalten. Durch den Min-
destlohn, so behauptete er, würde die Zustellung vor allem in länd-
lichen Gebieten so teuer, dass sie eingestellt werden müsste. Ohne 
die Versorgung mit Zeitungen wäre die Pressefreiheit gefährdet.  
Ein absurdes Argument. Denn damit könnte man zum Schutz der 
Pressefreiheit Zeitungen auch unbezahlt austragen lassen.

Die alte Regierung erhörte dennoch die Verleger, obwohl die 
damalige Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) einen Min-
destlohn ohne Ausnahmen versprochen hatte. Kurzerhand bot sie 
den Verlegern einen Rabatt bei den Sozialbeiträgen für die Zusteller 
an. Dazu ist es nicht gekommen. Aber eingeknickt ist die große Ko-
alition dennoch. Sie schenkte den Zeitungsbesitzern 225 Millionen 
Euro. So viel hätte sie der Mindestlohn nach ihren Angaben gekos-
tet. Das Nachsehen hatten die Zusteller. Wer ausschließlich Zeitun-
gen und Anzeigenblätter ausgetragen hatte, erhielt erst 6,38 Euro 
(2015), dann 7,23 Euro (2016) und schließlich 8,50 Euro (2017).

Und jetzt? Knickt die nächste – also die gleiche – große Koali-
tion ein. Kaum sind die Zusteller beim Mindestlohn mit den anderen 
gleichgestellt, gibt es wieder Rabatt für die Verleger. SPD und CDU/

CSU vereinbarten im Koalitionsvertrag, dass die Verleger fünf Jahre 
lang für Zusteller, die auf 450-Euro-Basis arbeiten, statt 15 nur  
5 Prozent in deren Rentenkasse zahlen müssen. Das fehlt nun in der 
Rentenversicherung.

Auch diesmal ist das Argument der Zeitungsbesitzer absurd. 
Weil Tageszeitungen einen unverzichtbaren Beitrag zur Verteidigung 
der Demokratie leisteten, müsse Zustellung finanzierbar bleiben, 
sagt Matthias Döpfner, Präsident der Zeitungsverleger. Man muss 
wissen: Dem Verlegerverbandspräsidenten hatte die Verlegerwitwe 
Friede Springer, Patin seines zweiten Sohnes, einen Aktienanteil am 
Springerverlag im Wert von 73 Millionen Euro geschenkt. Vielleicht 
sollte der Verlegerpräsident das Geld auf die Zusteller verteilen, 
damit die Pressefreiheit gesichert wird. Denn schließlich heißt es im 
Grundgesetz auch: Eigentum muss dem Allgemeinwohl dienen.

Nachts aufstehen, im Dunkeln Zeitungen stecken und doch nie den vollen  
Mindestlohn bekommen.

Die mächtige Lobby  
der Zeitungsverleger

A U S B I L D U N G

Hof kehren, Auto waschen und für den Chef private Briefe schrei-
ben – das sind ausbildungsfremde Tätigkeiten. Sie werden von 
knapp jedem zehnten Azubi aus der Medienbranche verlangt. Die 
große Mehrheit muss solche Arbeiten aber nie oder selten tun. 

Erstmals sind 2017 Auszubildende der Druck- und Medien-
berufe zur Zufriedenheit ihrer Ausbildung befragt worden (siehe 
DRUCK+PAPIER 5/2017). Fast ein Drittel  
hat mitgemacht, die Auswertungen  
liegen nun vor. 

Wie zufrieden seid ihr? 

Immer 2%

Nie
29,5%

Selten
38,4%

Manchmal
22,2%

Häufig
7,8%

Quelle: ZFA   

Ausbildungs-
fremde

Tätigkeiten

Frage: Ich muss Tätigkeiten verrichten, die  
eindeutig nicht zu meiner Ausbildung gehören 

Ergebnisse Azubi-Befragung 

Medienberufe 2017

Der gesamte Ausbildungsreport kann 
kostenlos heruntergeladen werden bei 
www.zfamedien.de (unter Aktuelles). 
Gedruckte Exemplare bekommen  
ver.di-Mitglieder bei den ver.di-Landes-
bezirken.

Zusteller erhalten seit 1. Januar 2018 erstmals vollen 

Mindestlohn | Große Koalition vereinbart erneut Nach-

lass für Zeitungsbesitzer | MICHAELA BÖHM

Immer 2%

Nie
29,5%

Selten
38,4%

Manchmal
22,2%

Häufig
7,8%

Quelle: ZFA   

Ausbildungs-
fremde

Tätigkeiten
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Ippen-Gruppe will auch Frankfurter Tageszeitungen übernehmen – 

Bundeskartellamt prüft | HERMANNUS PFEIFFER    

Die Mehrheitseigentümerin der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung (FAZ), die Fazit-Stiftung, 
verkauft die Frankfurter Rundschau und die 
Frankfurter Neue Presse an die Zeitungshol-
ding Hessen. Die FAZ-Gruppe wolle sich 
künftig »auf eine klare nationale Strategie« 
konzentrieren, teilte die Stiftung Anfang Fe-
bruar mit. Zum Paket gehört unter anderen 
auch die im Jahr 1860 gegründete Frankfur-
ter Societäts-Druckerei. Der Verkauf könnte 
noch am Bundeskartellamt scheitern. 

Unmittelbar betroffen sind laut ver.di 
mindestens 800 Beschäftigte. Über 300  
tarifgebundene Beschäftigte arbeiten allein 
in der Druckerei, außerdem 150 Menschen 
mit schlecht bezahlten Werkverträgen. Man-
fred Moos, Leiter des ver.di-Fachbereichs 
Medien in Hessen, fordert von den künftigen 
Eigentümern »klare Zusagen« für den Erhalt 
der Arbeitsplätze in Druckerei und Redak-
tionen. Die Frankfurter Rundschau und die 
Frankfurter Neue Presse müssten selbst- 
ständige Zeitungen bleiben.

Gesellschafter der ZHH Zeitungsholding 
Hessen in Kassel sind die MDV-Medien-
gruppe der Gießener Verlegerfamilie Rempel 
(20 Prozent) und die Gruppe des Münchner 
Verlegers Dirk Ippen (80 Prozent). Ippen äu-
ßerte sich nicht zu seinen Absichten. Seine 
Gruppe – bundesweit die Nummer sechs 
– weitet besonders in Hessen ihren Einfluss 
aus. Ippen gehören unter anderem die Offen-
bach Post, die Hessische/Niedersächsische 
Allgemeine in Kassel und die Gießener Allge-
meine sowie Anzeigenblätter und mehrere 
Druckereien. 

Den hessischen Zeitungsmarkt teilt sich 
Ippen weitgehend mit der Mediengruppe 
VRM in Mainz. Konzernunabhängige re-
gionale Verlagshäuser gibt es kaum noch. 
Beobachter befürchten zudem eine weitere 
Verödung der bundesdeutschen Presse-
landschaft: Ippen könnte die Frankfurter 
Rundschau endgültig zur Regionalzeitung 
umbauen. 

Auch der Verkauf der Druckerei wird kri-
tisiert. »Der Betriebsrat wurde vor vollendete 
Tatsachen gestellt und nicht informiert«, sagt 
der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende 
Nektarios Androulidakis. »Vor allem fürchten 
wir um Arbeitsplätze und die Tarifbindung.« 
Die Ippen-Gruppe ist bekannt dafür, die Tarif-
bindung zu kappen und Arbeitszeitverlänge-
rungen ohne Lohnausgleich durchzusetzen.

Auch wirtschaftlich gerät die Druckerei unter 
Druck. Seit vielen Jahren gebe es bundes-
weit »zu hohe Druckkontingente«, sagt der 
Medienwissenschaftler Horst Röper vom 
Formatt-Institut in Dortmund. Die Zahl der 
Aufträge, Auslastung und Preise sind im Kel-
ler. »Ob die Societäts-Druckerei mittelfristig 
erhalten bleibt, ist eine offene Frage.« Auch 
für die Ippen-Druckereien sei die Fusion eine 
»schlechte Nachricht«. Röper hält eine Un-
tersagung durch das Bundeskartellamt aus 
Wettbewerbsgründen für angebracht. Bis 
zu vier Monate Zeit hat die Bonner Behörde 
für ihre Entscheidung. Möglich ist aber auch 
eine Entscheidung schon zum 1. April.   

A U S  D E N  B E T R I E B E N

Zeitungen**: 1 Waldeckische-Landeszeitung,  
2 Hessische/Niedersächsische Allgemeine,  
3 Werra-Rundschau, 4 Oberhessische Presse 
(Hitzeroth Druck+Medien), 5 Hersfelder 
Zeitung, 6 Wetzlarer Neue Zeitung (Wetzlar 
Druck), 7 Gießener Anzeiger, 8 Gießener All- 
gemeine Zeitung (MDV Mediengruppe Rem-
pel), 9 Fuldaer Zeitung (Parzeller Druck- und 
Mediendienstleistungen), 10 Wetterauer  
Zeitung (MDV Mediengruppe Rempel),  
11 Kreis-Anzeiger, 12 Wiesbadener Kurier,  
13 Wiesbadener Tagblatt, 14 Frankfurter 
Rundschau, 15 Frankfurter Neue Presse,  
16* Tarifbindung unbekannt: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (Fazit-Stiftung), 17 Offen-
bach Post, 18 Hanauer Anzeiger (Verlag Ha-
nauer Anzeiger), 19 Gelnhäuser Neue Zeitung 
(Madsack), 20 Darmstädter Echo, 21 Bergsträ-
ßer Anzeiger (Mannheimer Morgen)  22 Bür-
städter Zeitung, 23 Lampertheimer Zeitung,  
Druckereien: A Zeitungsdruck Dierichs,  
B Hitzeroth Druck+Medien, C Wetzlar Druck,  
D Mittelhessische Druck- und Verlagsgesell-
schaft (MDV Mediengruppe Rempel), E Parzel-
ler Druck- und Mediendienstleistungen,  
F Pressehaus Bintz-Verlag, G Druck- und Pres-
sehaus Naumann, H Druckzentrum Rüssels-
heim, I Dogan-Konzern, J Societäts-Druckerei
** Zeitungen mit einer Auflage von über 10.000

Societäts-Druckerei verkauft  

Frankfurt
Offenbach

Hanau Gelnhausen

Nidda

Fulda

Bad Hersfeld

Kassel

Eschwege

Korbach
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Wetzlar Gießen

Marburg
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Bürstadt

Darmstadt
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Wiesbaden
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Von Vielfalt keine Spur – den hessischen Zeitungs-
markt teilen sich die beiden Verlage Ippen und VRM 
fast unter sich auf. In Nord- und Südhessen haben sie 
eine Monopolstellung; wer dort eine regionale Zei-
tung kauft, kommt an Ippen oder VRM nicht vorbei.

Quelle:  ver.di / eigene Recherche
Grafik: werkzwei Detmold
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war eine sehr schöne Vorstellung, aber man 
kann doch kein Wasserglas auf einen Flügel 
stellen!  

Noch 45 Minuten bis zur Vorstellung.  
Er geht die steile Treppe zur Künstlergarde-
robe hinunter. Erst mal essen. Quiche und 
Salat hat ihm die Frau hingestellt. Robert 
Griess gehört nicht zu den Künstlern, die 
ihre Veranstalter mit exotischen Wünschen 
in den Wahnsinn treiben. Kein Luftbefeuch-
ter mit Eukalyptusextrakt für die Stimme, 
kein Biosaft von ungewachsten Blutorangen 
aus Guatemala. »Ein Bügeleisen. Super, 
braucht mein Hemd.« Setzt sich, zieht die 
Brille ab, reibt die Augen, 25 Auftritte im 
Januar. Fast jeden Tag. »Das kann man gut 
packen, wenn man auf sich aufpasst.« Noch 
15 Minuten. Er lehnt sich zurück, plaudert, 
packt einen Müsliriegel aus, einen Kaffee 

Stapper 
  schlägt  
zurück

hätte er bitte gerne noch, geht das, lächelt 
nett und schließt die Tür von innen. 

Nebel, Rammstein, Schlagzeug, Licht, 
Maske, Applaus! Von Trump zu Obama.  
Von Obama zu Merkel. »Die FDJ-Makrele.« 
Worauf die Dame in der zweiten Reihe ei-
nen spitzen Schmerzenslaut ausstößt.  
Böser Blick vom Nachbarn. Kabarett-Neuling 
oder was. Es kommt noch »Rügenwalder 
Teewurst« und »die Kim Jong-un der Ucker-
mark«. Seehofer-Schäuble-Gabriel-Altmaier. 
Dobrindt, der Quartalsirre aus Bayern. Das 
Politiker-Abwatschen dauert heute beson-
ders lang. »Wegen Jamaika, Groko – die 
Leute wollen das. Die gucken genau: Ist  
das Programm aktuell? Haken dran.« 

Publikumsgefällig. Ja, auch. Griess holt 
sich schon mal die schnellen Lacher ab. 
Was sind 500 Banker in der Hölle? Pause. 

Ein guter Anfang. Ha. Um 
dann gezielt das Bissige und 
Böse zu platzieren. Zeit für 
Stapper. 

Die Jacke aus imitier-
tem Schlangenhautleder, in 
speiübel-beige, er breitbeinig. 
Applaus schon vor dem ersten 

Aus der Maschine zischt Nebel, aus den 
Lautsprechern wummert Rammstein »We’re 
all living in Amerika, Amerika ist wunder- 
bar.« Schlagzeug, Becken scheppern, 
Rammstein brüllt. Licht an, er springt auf 
die Bühne, reißt sich die Trump-Maske vom 
Gesicht.

»Ja, so kommt das gut.« Daumen hoch, 
Richtung Tontechniker. Robert Griess, in 
Freizeithose und Strickjacke, checkt Ton, 
Licht, Requisiten. Musik, Bühnennebel, Ver-
kleidungen – solche Mittel setzt er gern ein. 
Weil es untypisch ist fürs Kabarett. Er setzt 
gern ein, was keiner erwartet. 

»FDJ-Makrele«
Griess schaut sich noch ein letztes Mal auf 
der Bühne um und geht in Gedanken sein 
Programm durch. Schal, Mütze sind da, der 
faltbare Kaktus; die Ukulele am Gardero-
benständer hängt er noch mal um, sodass 
er sie besser greifen kann, der … »Hier ist 
das Wasser für Sie, Herr Griess.« Die Frau 
von der Freizeitstätte in Düsseldorf-Garath 
reicht ihm das Glas auf die Bühne. Noch 
einen Untersetzer bitte. Sonst gibt’s wieder 
Mails von den Zuschauern: Herr Griess, das 

P O R T R Ä T

Kabarettist Robert Griess und sein klassenbewusster Prolet kommen zu den DruckerTagen nach Bielefeld |  
Lachen über die da oben | Wenn die Mittel- und die Oberschicht ihr Fett abkriegen | MICHAELA BÖHM

Zum Lesen und Gucken

»Köln – Satirisches Handgepäck« heißt 
das jüngste Buch von Robert Griess. 
Für Düsseldorfer und alle anderen. 
Außerdem ein Live-Mitschnitt, alles auf 
www.robertgriess.de/inhalt/buecher. 
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Satz: »Mein Name ist Stapper. Ich bin echter 
Kölscher Assi-Adel.« Rücken durch, Bauch 
vor. Seit zwölf Jahren auf Hartz IV, »Vertreter 
der Unterschicht«. Wer immer die rheini-
sche Frohnatur verkörpert, in Stapper steckt 
sie nicht. »Sie sind doch das sogenannte«, 
Stapper tippt Anführungszeichen in die Luft, 
»kritische Potenzial der Gesellschaft. Sie sind 
doch die Leute, die im Café unterm Heizpilz 
zu französischen Chansons sich den Kapita-
lismus mit Rhabarberschorle schön trinken.« 

»Deutschland sucht den Super-Assi«
Stapper darf das. Stapper wettert, schießt 
und wütet gegen Doppelmoral, Heuchelei, 
Ungerechtigkeit. Stapper hat das System 
kapiert. Leute wie er werden im Privatfern-
sehen wie Vollpfosten dargestellt. »Deutsch-
land sucht den Super-Assi, damit sich die 
Mittelschicht vor der Unterschicht gruseln 
kann und dabei vergisst, der Oberschicht auf 
die Finger zu klopfen.« Rücken durch. Bauch 
raus. Nix da. Stapper guckt Arte und 3sat. 
Und labert nicht nur. »Ich tu’ auch was.« Ein-
mal pro Woche geht er reiche Leute ärgern. 

Stapper ist Griess’ Liebling. Sein Ven-
til. Wenn sich Griess über die Verhältnisse 
aufregt, dann lässt er Stapper toben. »Ich 
wollte einen Unterschichtler auf die Bühne 
bringen, der nicht dumm ist.« Ein kluger 
Prolet, hat die Welt geschrieben. Der tut, 
was politisches Kabarett tun sollte: von un-
ten über die da oben lachen. Weil Lachen 
die Angst vor Autoritäten nehme und Satire 
die Waffe der Machtlosen sei. Sagt Griess. 
Stapper würde sich nie so kompliziert aus-
drücken. 

Eine Figur wie Stapper auf Hartz IV gibt es 
im deutschen Kabarett nur einmal. Und ist 
manch einem Fernsehredakteur dann doch 
zu intellektuell. Also anders, als sich ein 
Fernsehredakteur einen Proleten vorstellt.  
So tingelt Griess durch die Theater der Repu-
blik. 130 Auftritte hat er im Jahr: in Jüchen 

wie in Hamburg, im Düsseldorfer Kommöd-
chen und dem Bonner Pantheon wie in Frei-
zeitstätten – Hongkong und Bangkok sind 
auch dabei. »Ich bin erfolgreich.« Punkt. »Ich 
schaffe das auch ohne Fernsehen.« Punkt. 
Griess spielt vor fast jedem Publikum gerne, 
vor Gewerkschaftern wie vor Betriebswirt-
schaftlern; aber zwei Gruppen machen es 
ihm besonders schwer: DAX-Vorstände und 
Autonome. Stoiker mit absoluter Kontrolle 
über die Lachmuskeln. 

Die Pause ist vorüber, der zweite Teil der 
Vorstellung beginnt. Griess trägt einen Kaf-
tan, bodenlang, dazu eine bestickte Mütze 
auf dem Kopf. Es geht um Flüchtlinge und 
dann Ostlinge, also Wirtschaftsflüchtlinge 
aus den neuen Bundesländern. Und dann 
darf er endlich tun, was ihm die Schauspiel-
häuser versagen: Er inszeniert ein Drama. 
Lässt fluten und donnern. Applaus. Verbeu-
gung. Zugabe. Applaus. 

 Das Publikum hatte einen vergnügten 
Abend. Die Mittelschicht lacht. Und lacht 
über sich. Der Kapitalismus wird am Kaba-
rett nicht zugrunde gehen. Das nicht. Aber 
eins wünscht sich Robert Griess: Dass die 
Selbstgewissheit der Zuschauer ein klein 
wenig erschüttert würde und die Menschen 
künftig kritisch reflektierten, was sie lesen 
und hören. Oder wie Stapper sagen würde: 
»Ich bin für Revolte.« 

Robert Griess

Sein erster großer Auftritt brachte ihm die 
erste Strafanzeige. Auf einer Kundgebung, 
ein Jahr nach der Tschernobyl-Katastrophe, 
geht es von der Lkw-Bühne direkt in den 
Polizeiwagen. Anzeige wegen Beleidigung. 
Da war er 21. Noch ahnt er nicht, dass 
er vom Kabarett leben kann. Studiert in 
Bochum und Köln Theater-, Film- und Fern-
sehwissenschaft, allein das Latinum fehlt 
zum Abschluss, finanziert sich mit Auf-
tritten sein Studium. Schon mit 22 Jahren 
erhält er den Kleinkunstpreis St. Ingberter 
Pfanne, der zu den drei wichtigsten Aus-
zeichnungen für Kabarettisten gehört. Und 
danach noch weitere. 

Griess ist seit 2010 künstlerischer Leiter 
des Kölner »Streithähne«-Festivals für poli-
tisches Kabarett, unterstützt vom DGB Köln 
und der Volkshochschule. Gründete 2006 
die »Schlachtplatte«, einen Jahresrückblick 
mit wechselnden Ensemble-Mitgliedern. Mit 
den Kabarettisten-Kollegen füllt er ganze 
Stadthallen. Sonst tourt der gebürtige Bon-
ner, 51, solo durch die Republik. Schreibt 
Glossen für DRUCK+PAPIER und Bücher.
www.robertgriess.de

Robert Griess kommt 

zu den DruckerTagen! 

Auftritt am Samstag, 23. Juni, 

im ver.di-Bildungszentrum 

Das Bunte Haus in Bielefeld. 

Jetzt schon mit Kontakt- 

daten anmelden bei  

frauke.menze@verdi.de

Applaus für Robert Griess in der Freizeitstätte in Düsseldorf-Garath 
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Die fristlose Kündigung des Betriebrats-
mitglieds Robert Sawatzki (Name geän-
dert) ist unwirksam. Der schwedische 
Tischdeko-Hersteller im niedersächsischen 
Bramsche wollte Sawatzki entlassen, weil 
er gegen den Willen des Unternehmens 
im Oktober 2017 eine Schulung für Wirt-
schaftsausschussmitglieder besucht hatte 
(siehe auch DRUCK+PAPIER 6/2017). 

Die Firma Duni hatte beim Betriebsrat 
beantragt, der fristlosen Entlassung von 
Sawatzki zuzustimmen. Weil der Betriebs-
rat dies verweigerte, wollte Duni die Zu-
stimmung vom Arbeitsgericht Osnabrück 
erzwingen. 

Doch der Vorsitzende Richter Martin 
Holzmann machte Duni mit Rückgriff auf 
Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts 
aus den 1990er-Jahren deutlich, dass 
Betriebsräte einen weiten Ermessensspiel-
raum bei der Festlegung von Schulungen 
für ihre Mitglieder hätten; das gelte ebenso 
für den Wirtschaftsausschuss. Keineswegs 
könne das Unternehmen entscheiden, 
welche konkreten Betriebsratsmitglieder 
an Schulungen teilnähmen. Da nutzte es 
nichts, dass der Duni-Anwalt behauptete, 
man habe ein »Gentleman’s Agreement« 
angestrebt. 

Die Entscheidung des Gerichts war klar: 
Der Betriebsrat habe seinen Ermessens- 
spielraum nicht überschritten. Daher sei 
die Teilnahme von Robert Sawatzki an der 
Schulung auch nicht zu beanstanden.

Robert Sawatzki, seit mehr als 20 
Jahren bei Duni beschäftigt, war von der 
Arbeit freigestellt und sein E-Mail-Konto 
gesperrt worden. Er hatte nur mehr zur Be-
triebsratsarbeit die Firma betreten dürfen. 

Zum Prozess im Osnabrücker Gerichts-
saal sind mehr als 30 Unterstützer aus 
unterschiedlichen Branchen gekommen, 
um ihre Solidarität mit Robert Sawatzki 
zu zeigen. Auch Silke Köhler, Vorsitzende 
des ver.di-Fachbereichs 8 im Bezirk We-
ser-Ems und seit 15 Jahren Betriebsrätin 
in einem Druckereiunternehmen: »Es gibt 
doch eine Pflicht zur Weiterbildung von 
Betriebsräten«, sagte sie. Aber auch in dem 
Unternehmen, in dem sie arbeitet, näh-

men Diskussionen um die Teilnahme von 
Betriebsratsmitgliedern an Schulungen zu. 
»Der Umgang des Personalmanagements 
mit Betriebsräten wird schärfer.«

Ob Duni nach dieser Entscheidung vor 
das Landesarbeitsgericht ziehen wird, ist 
bisher nicht bekannt. Bei den Betriebsrats-
wahlen im Mai wird Robert Sawatzki wie-
der kandidieren. »Die psychische Belas- 
tung für ihn war hoch. Jetzt kann er hoch- 
erhobenen Hauptes zurückkehren«, sagte 
seine Rechtsberaterin Jutta Meeuw. Sie 
setzt auf »Vernunft und guten Willen« bei 
der Duni-Geschäftsleitung, damit wieder  
»Ruhe im Betrieb« einkehren könne.   

Robert Sawatzki ist seit Kurzem freigestelltes  

Betriebsratsmitglied. Auch das war umstritten 

und musste gegen den Willen der Firma durch  

die Einigungsstelle erzwungen werden.

Betriebsratsmitglied wird nicht entlassen | Schulung war rechtens |  

Wer zum Seminar darf, entscheidet nicht die Firma | HELMUTH RIEWE  

Duni scheitert  
vorm Arbeitsgericht 

A R B E I T S R E C H T

Verantwortungsvolle Betriebsratsarbeit 
braucht Schulungen. Das Recht darauf 
ist im Betriebsverfassungsgesetz gere-
gelt. Nach Paragraf 37.6 sind die Mit-
glieder des Betriebsrats von der Arbeit 
freizustellen, um Seminare zu besuchen, 
die für ihre Betriebsratsarbeit erforder- 
lich sind. Das Entgelt wird für diese Zeit  
weiterbezahlt; der Arbeitgeber hat 
außerdem die gesamten Kosten der 
Schulung zu tragen. Das Gesetz gibt 
auch keine Begrenzung für die Schulun-
gen vor. Solange die dort vermittelten 
Kenntnisse erforderlich sind, kann das 
Gremium seine Mitglieder entsenden. 
Den Seminaranbieter wählt das Gre-
mium selbst aus. Es fasst einen Beschluss 
zu den Schulungen und teilt ihn dem 
Arbeitgeber mit der Bitte um Kosten-
übernahme und Freistellung mit. Der 
Betriebsrat hat bei der Terminplanung 
betriebliche Notwendigkeiten zu berück-
sichtigen. Ist der Arbeitgeber dennoch 
der Ansicht, dass dies nicht ausreichend 
geschehen ist, kann er sich an die Eini-
gungsstelle wenden.                         mib

Das Recht auf Schulung

Ungenügend
Die Deutsche Journalistinnen- und Journa-
listen-Union (dju) in ver.di bezeichnete das 
Angebot des Bundesverbands Deutscher 
Zeitungsverleger (BDZV) für die Tages- 
zeitungsredaktionen vom 20. Februar als  
ungenügend. Die Verleger hätten eine  
lange Laufzeit, viele Nullmonate und eine 
geringe Erhöhung angeboten. Die dju  
fordert 4,5 Prozent mehr Geld für die Tages-
zeitungsredaktionen, mindestens aber  
200 Euro. Die Verhandlungen werden am 
12. März fortgesetzt.

Druckerei lehnt AfD-Auftrag ab
Die Kölner Offsetdruckerei Häuser hat 2017 
einen Auftrag des schleswig-holsteinischen 
AfD-Landtagsabgeordneten Jörg Nobis »aus 
politischen Gründen« storniert. Die per Mail 
erfolgte Stornierung von 500 Autogramm-
karten veröffentlichte der AfD-Abgeordnete 
bei Facebook. In einer freien Demokratie 
gebe es unterschiedliche politische Mei- 
nungen, »die wir aber nicht zwingend teilen 
müssen«, so die Druckerei. 

Gesammelte Schriftkunst
Als »Schatzkammer« bezeichnet Marc  
Schütz die Sammlung des Klingspor- 
Museums in Offenbach. Schütz ist Typogra-
fiedozent der Hochschule für Gestaltung,  
die seit Kurzem mit dem Museum koope-
riert. Studierende digitalisieren die Muse-
umsbestände – über tausend Schriftproben, 
Entwürfe, Skizzen. »Was man hier in den 
Regalen findet, gibt es so nirgends im Inter-
net.« www.klingspor-museum.de

Großbrand bei Edelmann
Das Feuer in der Verpackungsdruckerei Edel-
mann in Heidenheim, das am Nachmittag 
des 10. Januar im Keller ausgebrochen war, 
ist auf einen technischen Defekt zurück-
zuführen. Der Großbrand hat etwa eine 
Tagesproduktion an Fertigware vernichtet 
und konnte erst nach 25 Stunden von der 
Feuerwehr gelöscht werden. Verletzt wurde 
niemand. Der Schaden wird auf Millionen-
höhe geschätzt. 

Silber für apm
Bei den 13. Druck & Medien Awards gewann 
die Druckerei apm in Darmstadt Silber in der 
Kategorie »Umweltorientiertes Unternehmen 
des Jahres«. Sämtliche Produktionsprozesse 
entsprächen den Anforderungen des Blauen 
Engels. Seit vergangenem Jahr gehört auch 
der Blaue Engel für Druckerzeugnisse nach 
RAL-UZ 195 dazu. Bei apm werden die publik 
und die DRUCK+PAPIER gedruckt. 

MELDUNGEN
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Abrechnungen stimmen nicht, die  
Eingruppierung ist falsch, der  
männliche Kollege bekommt mehr 
Geld als die Kollegin, obwohl 
beide gleichwertige Arbeit tun – 
Grund genug, um sich bei uns zu 
melden. Wir haken nach und gehen 
der Sache auf den Grund. Oder meldet 
euch, wenn wir Themen aufgreifen sollen, die euch wichtig 
sind und die wir bislang kaum oder gar nicht behandelt haben. 
Schreibt an drupa@verdi.de

Ihr bestimmt, wir recherchieren

T H E M E N  F Ü R  D R U C K + P A P I E R

drupa@verdi.de

Nichts verpassen

Regelmäßig veröffentlicht DRUCK+PAPIER Newsletter, damit die 
Zeit zwischen den Ausgaben nicht zu lang wird. Im Newsletter 
gibt es Extra-Artikel oder zusätzliche Texte. Wer das nicht  
verpassen will, sollte sich anmelden unter www.verdi-drupa.de/
newsletter. Einfach E-Mail-Adresse eintragen und bestätigen  
(in Spams nachschauen). 

I N  E I G E N E R  S A C H E

E-Mail-Adresse

Jetzt den Newsletter abonnieren …

eintragen

… und nie mehr Extra-Artikel und 

Online-Ausgaben verpassen!

Klickt

euch
rein!

www.verdi-drupa.de

S E M I N A R

Vom Buchdruck zum mobilen Internet  

Medien sind mächtig: Sie informieren und klären auf oder mani- 
pulieren und agitieren. Wie ging das eigentlich los? Wer durfte  
Botschaften verbreiten und wer sie nur konsumieren? Welche  
Medien gibt es, was haben sie verändert, welche gesellschaftlichen 
Gruppen haben profitiert und welche Positionen hat die Arbeiter- 
bewegung? 

Herbert Lange: Einer muss ja was machen. Nur wenn viele in  
ver.di organisiert sind, können wir auch unsere Tarifverträge 
verteidigen und bessere Löhne erkämpfen. Ohne Tarifverträge 
müsste jeder alles selbst aushandeln: den Lohn, die Arbeitszeit, 
Urlaub, Zuschläge, Urlaubsgeld – unvorstellbar. 

Wie gehst du vor?
Ich spreche jeden an, der neu eingestellt wird. Sofort. Am besten 
am ersten Tag. Damit sich gar nicht erst die Haltung einschleicht, 
dass es auch ohne Gewerkschaftsmitgliedschaft geht. Ich gebe 
was zum Lesen mit und komme die darauffolgende Woche noch 
mal vorbei. Das ist ganz einfach. 

Einfach?
Ja. Im Grunde erkläre ich den Kollegen, welche Vorteile die Ge-
werkschaft und der Tarifvertrag bieten. Die meisten wissen doch 
so gut wie nichts von Gewerkschaft und wurden auch nie darauf 
angesprochen.  

Herbert Lange, Nürnberger Presse Druckhaus Nürnberg, gehört 
zu den besten Werber/innen in der Fachgruppe.

Warum wirbst du für ver.di?

M I T G L I E D E R W E R B U N G

W I C H T I G E  T E R M I N E  I N  2 0 1 8

1. März bis 31. Mai 2018  
Betriebsratswahlen

17. bis 22. Juni 2018 in Walsrode
Branchenseminar Zeitungsbetriebe (Technik) 

22. bis 24. Juni 2018 in Bielefeld-Sennestadt
12. ver.di DruckerTage

Seit 1911 wird am 8. März der Internationale Frauentag began-
gen. Die wich- 
tigste Forderung war damals das Wahlrecht für Frauen. Das feiert 
in diesem Jahr seinen 100. Geburtstag. Es war der Rat der Volks-
beauftragten, der während  
der Novemberrevolution von 1918 ein  
Gesetz erließ, mit dem Frauen in Deutschland erstmals das aktive 
und  
passive Wahlrecht erhielten. Dafür musste 
die Arbeiterinnenbewegung lange kämpfen. 

Der Monat März steht ganz im Zeichen 
der Frauen: Rückkehr auf Vollzeit, gerechte 
Bezahlung, Aufstiegs- 
chancen, faire Aufteilung von Familien- und Erwerbsarbeit – es 
gibt noch viel zu tun. Die Forderung nach gleicher Bezahlung hat 
einen eigenen Tag erhalten: der Equal Pay Day ist am 18. März. 
Der Girls’Day fällt dieses Jahr auf den 26. April. 

Unser Tag – unser Leben!

»Heraus mit dem
Frauenwahlrecht«,
Plakat zum Frauentag 
am 8. März 1914
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Das Recht auf Schulung

Das Seminar behandelt den Buchdruck und Zeitungen, ebenso Pla-
kate, Fotografie und Radio sowie Internet, Smartphone und Web 2.0. 

22. – 27. Juli 2018 in Gladenbach 
Seminargebühr: 425 Euro, für ver.di-Mitglieder frei  
Freistellung: Bildungsurlaub 
Anmeldungen bitte direkt an das ver.di-Bildungszentrum
Gladenbach. E-Mail: biz.gladenbach@verdi.de

Weitere Seminare unter www.verlage-druck-papier.verdi.de
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An unserem DRUCK+PAPIER-Preisrätsel können wieder alle ver.di-Mit glieder 
teilnehmen. Bei dem Lösungswort, das sich in dem eingefärbten Kästchen  
ergibt, handelt es sich um einen Fachbegriff aus dem grafischen Gewerbe. 
Bitte das Lösungswort auf einer Postkarte oder über das Internet  
(drupa@verdi.de, bitte dabei unbedingt die vollständige Postadresse  
angeben!) bis zum 4. April 2018 senden an:

Redaktion DRUCK+PAPIER
c/o ver.di-Bundesvorstand
Stichwort Preisrätsel
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin

Unter den Einsender/innen der richtigen Lösung verlosen wir – unter 
Ausschluss des Rechtswegs – folgende Preise:
1. Preis: Armbanduhr »lolliclock« und Multi-Kugelschreiber
2. Preis: ver.di Obst-Gourmet-Set
3. Preis: Plakat mit Plan eines Setzkastens – Edition Klaus Raasch
4. Preis: ver.di-Lunchbox aus Keramik
5.– 6. Preis: Buch »Vordenker und Strategen – Die Gewerkschaftspresse   
im grafischen Gewerbe und ihre Redakteure seit 1863«
7.–8. Preis: ver.di-Sammeltasse
9. Preis: ver.di-Kaffee aus fairem Handel (250 g)

Die Auflösung des Rätsels und die Namen der Gewinner/innen stehen 
in der nächsten Printausgabe von DRUCK+PAPIER.

Waagerecht: 3 Hochschulkantine, 9 mit Creme gefülltes Gebäck, 10 Han-
delnder, Schauspieler, 12 Gestalt aus »Tiefland«, 14 Fruchteinbringung,  
16 Stimmlage, 17 schwed. Ingenieur, † 1926, Nobelpreis, 20 griech. Göttin 
der Morgenröte, 21 bunt gemusterter Möbelplüsch, 23 Einzeldarbietung,  
24 Landstreitmacht, 25 beigefügtes Druckerzeugnis, 29 Zugmaschine (Kzw.), 
31 Werkzeug, 32 Spaß, Scherz, 34 Lobrede, Schmeichelei, 36 ostasiatische 
Faserpflanze, 40 Gemahlin des Zeus, 41 franz.: Sommer, 42 Pastenbehältnis, 
43 Blutgefäß, 44 Kampfgewinn.
Senkrecht: 1 Stichwort in einem Nachschlagewerk, 2 Liebelei, 3 Geschick-
lichkeitsspiel, 4 Bergstock in der Schweiz, 5 weibl. Zuchttier, 6 Betonungszei-
chen, 7 Muskelstrang, 8 Gesimsstreifen, 11 Unterarmknochen, 13 Weingeist, 
15 ital. Pianist und Komponist, † 1926, 18 Börsenpapier, 19 Schiffstagereise, 
21 randalierender Haufen, Pöbel, 22 Lebensgemeinschaft, 26 Kletterpflanze, 
27 Helligkeit, 28 Stadt in Thüringen, 29 zeitweilige Überlassung, 30 Brillen-
schlange, 32 Wohnungswechsel, 33 geometrischer Körper, 35 Größe von 
Druckschriften (Kzw.), 37 weibl. Bühnenfach, 38 seltenes Erdmetall, 39 ori-
entalische Kopfbedeckung.
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Bei Rainer Gerstenberg

in seiner Werkstatt im Haus

der Industriekultur in Darmstadt | MICHAELA BÖHM

Unterwegs zum

    letzten      

    Schriftgießer

Ein imposantes Gebäude, über 100 Jahre alt, Jugendstil mit 
Klinkerfassade – damals wurden in der Fabrik Hofmöbel her-
gestellt, heute ist hier das Druckmuseum zu Hause. Rund ein 
Dutzend Ehrenamtliche, darunter Schriftsetzer und Drucker, 
zeigen den Besuchern gerade ihr Handwerk und erklären, was 
an Gutenbergs Erfindung so genial war.  

Zum Leben erweckt
Zwei Stockwerke höher geht es zu Rainer Gerstenberg. Die 
Stahltür fällt zu. Ganz hinten, wo es nach Öl riecht und das auf 
360 Grad erhitzte Blei blubbert, beugt sich Rainer Gerstenberg 
über seine Maschine – eine Komplett-Gießmaschine der Firma 
Stempel aus den 1940er-Jahren. Er nimmt vorsichtig eine Let-
ter heraus – mit Fuß und Kopf und auf dem ist ein japanisches 
Schriftzeichen. Davon stellt er gerade viele für einen Kunden 
her. 10 bis 20 Kilogramm Lettern schafft er am Tag. 

Johannes Gutenberg war der erste, Rainer Gerstenberg ist 
womöglich der letzte Schriftgießer. Dazwischen liegen um die 
570 Jahre, in denen der Fotosatz den Bleisatz verdrängt hat. 
Eine Million Gießformen, die Matern, lagern im Keller, dazu 
welche bei ihm zu Hause und in der Schweiz; in den Regalen 
Schriften von Nebiolo aus Italien und aus Deutschland Helveti-
ca-Garamond und Palatino – aber niemand kann mehr Lettern 
gießen, nur Gerstenberg. 

Er findet es wunderbar, »aus den Matern wieder Leben zu 
erwecken«. Das macht er für Kunden, die das »klare Schrift-
bild« zu schätzen wissen, etwa Verlage oder Museen. An Kun-
den fehlt es nicht. Hier drin, sagt er und blättert durch das ab-
gegriffene Buch mit dem Titel »Universal-Schriftproben«, sind 
alle Buchstaben, die er gießen kann: kyrillische und lateinische,  
arabische, griechische. Und seine Lieblingsschrift: die Delphin, 
»so akribisch«, mit den Schnörkeln an den kleinen Buchstaben.

Gutenbergs Erbe
Während andere Leute ihre Rente genießen, »hab’ ich mir eine 
Schriftgießerei an den Hals gehängt«, sagt der 71-Jährige, lacht 
und nimmt die Uhrmacherlupe vom Auge. Seine Werkstatt ist 
so groß wie ein Basketballfeld und hat 53 Maschinen, die alle 
funktionieren. Sie stammen von der Firma Stempel, der einst 
größten europäischen Schriftgießerei, und einer Tochterfirma 
aus der Schweiz. Bei Stempel hat Gerstenberg 1961 sein Hand-
werk gelernt, dort war er Betriebsratsvorsitzender, erst Mitglied 
der IG Druck und Papier, später der IG Metall. Das Unternehmen 
war zum Metallarbeitgeberverband gewechselt, weil das billiger 
war. Als Stempel 1985 von der Firma Linotype liquidiert wurde, 
machte sich Gerstenberg selbstständig: der Einzige, der Guten-
bergs Technik kommerziell beherrscht.

Haus der Industriekultur, Darmstadt, Kirschenallee 88
http://bit.ly/MUS-Guss
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